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Drucksache IV/ 2646 


• Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Wohnbeihilfen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel I 

Änderung des Gesetzes über Wohnbeihilfen 

Das Gesetz über Wohnbeihilfen vom 29. Juli 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 508) wird wie folgt geändert: 

1. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Tragbar ist die Miete oder Belastung, 
die über folgende Vomhundertsätze des 
monatlichen Familieneinkommens nicht hin- 
ausgeht: 
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Bei einem mondllichen Familieneinküminen 
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b) Absatz 2 wird gestrichen. 

2. § 13 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die benötigte Wohnfläche wird im Einzel- 
fall festgesetzt. In der Regel soll als benötigt 
eine Wohnfläche festgesetzt werden 

bei Wohnungen für einen Alleinstehenden bis 
zu 35 qm, 

für einen Haushalt mit zwei Familienmitgliedern 
bis zu 50 qm und 

für jedes weitere zum Haushalt rechnende Fami- 
lienmitglied je 15 qm mehr." 

3. § 43 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Obergrenzen dürfen die nach § 72 
Abs. 7 Satz 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes 
bestimmten Höchstsätze für die Mieten des 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbaus, 
wobei der auf Bundesebene zu ermittelnde Durch- 
schnittshöchstsatz zugrunde zu legen ist, um 
höchstens 50 vom Hundert überschreiten. Die 
Obergrenzen dürfen jedoch für Wohnraum, für 
den die Rechtsverordnung nach § 23 Abs. 3 des 
Ersten Bundesmietengesetzes gilt, bis zum 1. Ja- I 


nuar 1968 die in dieser Rechtsverordnung für die 
angemessen erhöhte Miete angegebenen Beträge 
nicht überschreiten." 


Artikel II 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 3 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage seiner Verkündung in 
Kraft. 


Bonn, den 20. Oktober 1964 


Erler und Fraktion 
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